Preußiſche Geſezſammlung 


Jahrgang 1925 Nr. 1. 


A halt: Verordnung, betreffend Anderung der allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung, vom 29. Dezember 1923 I 
1 Verordnung über das Inkrafttreten der 88 1 bis 7 des Geſetzes vom 15. Oktober 1924 für die enangelifch lutheriſche 
Landeskirche Schleswig⸗Holſteins, S. 3. — Dritte Verordnung zur Anderung der Goldabgabenverordnung, S. 3. — Hinweis auf 
nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen, S. 3. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 
durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 4. 


(Rr. 12929.) Verordnung, betreffend Anderung der allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung, vom 
29. Dezember 1923 (Geſetzſamml. 1924 S. 1). Vom 3. Januar 1925. 


Auf Grund des SA Abſ. 1 des Geſetzes über ſtaatliche Verwaltungsgebühren vom 29. September 1923 
(Geſetzſamml. S. 455) wird folgendes verordnet: 5 
Die allgemeine Verwaltungsgebührenordnung vom 29. Dezember 1923 (Geſetzſamml. 1924 S. J) wird 
wie folgt geändert: 
1. §1 Abf. 3 erhält folgende Faſſung: 

Soweit die Erhebung einer Gebühr oder Gebührenfreiheit ausdrücklich auf Grund des 
Geſetzes über ſtaatliche Verwaltungsgebühren vorgeſchrieben iſt, wird die Erhebung von ander- 
weitigen Gebühren und einer Stempelſteuer ausgeſchloſſen. 

Der Ziffer 1 von § 2 iſt folgender Satz anzufügen: f 
Als überwiegend im öffentlichen Intereſſe erfolgend gelten diejenigen Amtshandlungen, die auf 
Veranlaffung eines im unmittelbaren oder mittelbaren Staatsdienſte ſtehenden Beamten, An⸗ 
geſtellten, Arbeiters, eines Ruhegehaltsempfängers oder eines Hinterbliebenen dieſer Perſonen vor⸗ 
genommen werden und das beſtehende oder frühere Dienſtverhältnis betreffen. 
3. In Siffee 3 von 8 2 find die Worte „ſofern nicht ihre Verfolgung als mutwillig anzuſehen iſt“ 
zu ſtreichen. 
4. § 5 erhält folgende Faſſung: 
„Die Gebühren und Auslagen werden in Reichsmark angeſetzt. In den auf Grund des 
Geſetzes über ſtaatliche Verwaltungsgebühren erlaſſenen Gebührenvorſchriften tritt an Stelle der 
„Goldmark“ die „Reichsmark“. 
Das Wort „Goldmark“ wird durch „Reichsmark, die Bezeichnung „EAN durch „ überall 
erſetzt. 
6. Im § 6 Abf. 2 wird der letzte Satz geſtrichen. 
7. §7 erhält folgende Faſſung: 
Fällig iſt der zur Zeit der Vollendung der Amtshandlung geltende Gebührenſatz. 
8. Im § 8 Abſ. 1 werden die Worte „wobei der am Tage“ uſw. bis „zu legen iſt“ geſtrichen. 
9. Im § 9 Abſ. 1 wird der letzte Satz geſtrichen. a 
10. Im $ 10 Abs. 1 werden die Worte „¼ bis ½ durch die Worte „/o bis ½“ erſetzt. 
11. Im $ 12 Abſ. 2 wird als Satz 3 hinzugeſetzt: - 
Aus Billigkeitsgründen kann die Gebühr für die Entſcheidung über die Beſchwerde bis auf 
die im § 6 Abſ. 1 vorgeſehene Mindeſtgebühr herabgeſetzt oder erlaſſen werden. 
12. § 13 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 5 
Für die Erhebung der Auslagen gelten die Vorſchriften über die Gebührenzahlung entſprechend. 
13. In Tarifnummer la werden die Worte „Auskünfte und dergleichen“ geſtrichen. 
14. Tarifnummer 3 erhält folgende Faſſung: 


e 


* 


bei den unteren Behörden (Ortsbehörden) .....u.u.cncceeeeecncn. .I bis 50 K., 
erde er We. 2 » 100 „ 
bei den oberſten Behörden (Zentralbehörden) d·ͥ·OVOVͤOVͤV .. 3 150 „ 
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Bei Gegenſtänden von untergeordneter Bedeutung, bei denen die Sachbehandlung nur von 
em Umfang iſt und keine Schwierigkeiten bietet, ind die Mindeſtgebühren in Anſatz zu 
W 

Aus Billigkeitsgründen kann von der Gebührenerhebung abgeſehen werden. 

Einfache Auskünfte, die ohne jede beſondere Mühewaltung erteilt werden können, ſind 


gebührenfrei. 


15. In Tarifnummer 5a wird hinter den Worten no vom Hundert des Kaufpreises uſw.“ hin⸗ 
zugeſetzt „mindeſtens jedoch 2 K.. 5 


16. Folgende Beſtimmung wird als Tarifſtelle 6 hinzugefügt: 


(1) Für Entſcheidungen, die in einem Verfahren ergehen, welches ſich nach den Vorſchriften 


der §§ 115 ff. des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. 
S. 195) richtet (Beſchlußverfahren), und zwar b 


a) 


> 


für Entſcheidungen 
auf Grund des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſgamml. S. 53); §§ 63 Vorarbeiten), 
64 (Verleihung), 86 (Sicherftellung), 89 (Ausgleichung), 93 Abf. 2 und 3 (Waſſerſtand⸗ 
ſeſtſetzung) 97 Abſ 5, 99 Abſ. 2 Sat 3, 103, 148, 149 Abf. 2, 168, 174, 174 
Abs. 4 (Ausbau), 203, 273 Abſ. 2, 330 bis 334, 336, 338, 339, 340, 341 (Zwangs⸗ 
rechten e 10 vom Hundert des Wertes des Gegenſtandes, mindeſtens aber 10 F 
auf Grund der §§ 183 bis 189, 192 Abſ. 2 a. a. O. und § 11 des Fiſchereigeſetzes vom 
11. Mai 1916 (Gefetfamml. S. 55) — Waſſerbucheintragungen — 

10 vom Hundert des Wertes des Gegenſtandes, mindeſtens aber 10 AM. 


Der Wert des Gegenſtandes iſt von der Beſchlußbehörde feſtzuſetzen und auf volle 
1000 Reichsmark nach unten abzurunden. N 

Die Koſtenvorſchriften der ss 75, 84 bis 86, 90, 103 Abſ. 3, 168 Abſ. 3, 195 Satz 2, 
203 Abſ. 2, 272, 297, 340 Abſ. 5 des Waſſergeſetzes bleiben aufrechterhalten. Die Gebühr 
wird von demjenigen erhoben, der nach den vorſtehend aufgeführten Vorſchriften des 
Waſſergeſetzes koſtenpflichtig ift. Im übrigen iſt Schuldner der Gebühren der Antragſteller 
oder derjenige, in deſſen Intereffe der Beſchluß ergeht. Mehrere Beteiligte haften als 
Geſamtſchuldner, ſofern nicht ihre Anteile an der Koſtenſchuld im Beſchluſſe feſtgeſetzt find. 

Die Koſtenfreiheit des § 195 Satz 1 des Waſſergeſetzes wird aufgehoben. Die 
Stempelſteuer nach §§ 80, 86 des Waſſergeſetzes kommt in Fortfall. 
für die ſonſtige Erteilung von Genehmigungen, Erlaubniſſen, Ausnahmebewilligungen und 
ähnliche Entſcheidungen, auch wenn ſie unter einer Bedingung oder Auflage oder befriſtet 
erfolgen, 8 
bei dem Kreisausſchuß und den ihm gleichſtehenden Behörden (§ 4 des Landesverwaltungs⸗ 


GELBER) an 8 S 1 bis 50 H, 
bei dem Bezirksausſchuſſe, Provinzialrate, Verbandsrat und Verbandsausſchuſſe des Siedelungs⸗ 
ee ee ae ca en. een 2 bis 100 RM, 


(2) Es können Gebühren- und Auslagenvorſchüſſe erhoben werden. 
(3) Schließt ſich an das Beſchlußverfahren ein Verwaltungsſtreitverfahren an, ſo iſt die 


Gebühr der Ziffer 1 auf das Koſtenpauſchquantum (Gebühr) des Verwaltungsſtreitverfahrens 
anzurechnen, wenn in beiden Verfahren dieſelbe Perſon Schuldner der Gebühr iſt. 


17. Der Zuſatz zum Tarife wird geſtrichen. 


Berlin, den 


(Siegel.) 


3. Januar 1925. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
£ Für den Finanzminiſter: 
Braun. Boelitz. 
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(Nr. 12930.) Verordnung über das Inkrafttreten der SS 1 bis 7 des Geſetzes vom 15. Oktober 1924 für 
die evangeliſch⸗lutheriſche Landeskirche Schleswig⸗Holſteins. Vom 31. Dezember 1924. 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die einſtweilige Regelung der Koſten für die Verwaltungsbehörden 
der evangeliſchen Landeskirchen vom 15. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 607) wird verordnet: 


5 Einziger Paragraph. 
Die 8$ 1 bis 7 des Geſetzes über die einſtweilige Regelung der Koſten für die Verwaltungsbehörden 
der evangeliſchen Landeskirchen vom 15. Oktober 1924 treten für die evangeliſch⸗lutheriſche Landeskirche 
Schleswig⸗Holſteins am 1. Januar 1925 in Kraft. Ä 


Berlin, den 31. Dezember 1924. 


Der Preußiſche Miniſter Der Preußiſche Finanzminiſter. 


für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. Ju un 
Weber. 


In Vertretung: 


Becker. 


(Nr. 12931.) Dritte Verordnung zur Anderung der Goldabgabenverordnung. Vom 10. Januar 1925. 


Auf Grund des § 11 Abſ. 2 der Verordnung über die Feſtſetzung und Zahlung öffentlicher Abgaben auf der 
Grundlage der Goldmark (Goldabgabenverordnung) vom 18. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 40) in der Faſſung 
der Verordnung vom 28. Auguſt 1924 (Geſetzſamml. S. 601) wird folgendes beſtimmt: 


i Artikel J. 

89 der Verordnung über die Feſtſetzung und Zahlung öffentlicher Abgaben auf der Grundlage der 
Goldmark (Goldabgabenverordnung) vom 18. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 40) in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung vom 13. November 1924 (Geſetzſamml. S. 735) wird wie folgt geändert: 

Im Abf. 1 Satz 1 werden die Worte „ein Zuſchlag in Höhe von eineinhalb vom Hundert“ erſetzt durch 
die Worte „ein Zuſchlag in Höhe von eins vom Hundert“. 


a i Artikel 2. g 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 16. Januar 1925 in Kraft. Fällt ein halber Monat, für den ein 

Verzugszuſchlag zu entrichten iſt, zum Teil in die Zeit vor dem 16. Januar 1925, zum Teil in die Zeit 

nach dem 15. Januar 1925, ſo iſt für dieſen halben Monat der Verzugszuſchlag nach dem in Artikel 1 
beſtimmten Hundertſatz zu berechnen. 


Berlin, den 10. Januar 1925. 


— —ññ ——ů— ͤ—ꝝũV 


Der Preußiſche Finanzminiſter. Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
5 In Vertretung: In Vertretung: 
Weber. Meiſter. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen. 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —.) 
d Im Miniſterialblatt für die Preußiſche innere Verwaltung Nr. 46 vom 15. Oktober 1924 Seite 986 
iſt zur Verwaltungsgebührenordnung des Preußiſchen Miniſteriums des Innern vom 25. April 1924 ein 


Nachtrag vom 10. Oktober 1924 — II G 2146 IN—IV — über ausnahmsweiſe Herabſetzung der Verwaltungs- 
gebühren für Ausſtellung von Waffenſcheinen verkündet, der am 16. Oktober 1924 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 24. Dezember 1924. 


Preußiſches Miniſterium des Innern. 


— — 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


11 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsininifteriums vom 4. September 1924 über die Genehmigung der 
von der Generallandſchaftsdirektion der Pommerſchen Landſchaft am 28. Auguſt 1924 befchloffenen 
Ergänzung der Landſchaftsordnung durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 40 S. 289, 
ausgegeben am 4. Oktober 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. September 1924 über die Genehmigung 


zur Verlegung des Geſchäftsjahrs der Köln-Bonner Eiſenbahnen, Aktiengeſellſchaft in Köln, durch 
das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 51 S. 307, ausgegeben am 20. Dezember 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. November 1924 über die Verleihung des 


Enteignungsrechts an den Provinzialverband der Provinz Pommern für die Errichtung einer Waſſer⸗ 
kraftanlage bei Lebbin durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 49 S. 348, ausgegeben 
am 6. Dezember 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. November 1924 über die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Überlandzentrale Anhalt in Deſſau für den Bau einer Hochſpannungs⸗ 
leitung von Löbnitz nach Jeſarbruch bei Nienburg durch das Amtsblatt der Regierung in Magde- 
burg Nr. 51 S. 358, ausgegeben am 20. Dezember 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. November 1924 über die Verleihung des 


Enteignungsrechts an das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Eſſen, für die 
Anlage einer Schaltſtation und für die Herſtellung einer Privatanſchlußbahn an den Güterbahnhof 
Coblenz⸗NRhein durch das Amtsblatt der Regierung in Coblenz Nr. 56 S. 223, ausgegeben am 
20. Dezember 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. Dezember 1924 über die Verleihung des 


Enteignungsrechts an den Kreisausſchuß in Marggrabowa für den Bau der Verbindungsſtraße 
Staatsbahnhof Marggrabowa-Jaſchkarſtraße durch das Amtsblatt der Regierung in Gumbinnen 
Nr. 50 ©. 224, ausgegeben am 13. Dezember 1924 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Dezember 1924 über die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Gemeinde Fechenheim, Landkreis Hanau, für den Bau von Anlagen für 
die Leitung und Verteilung elektriſchen Stromes in der Gemarkung Fechenheim durch das Amts⸗ 
blatt der Regierung in Caſſel Nr. 1 S. 1, ausgegeben am 3. Januar 1925. 
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